Preußiſche Geſetzammlung 


1936 | Ausgegeben zu Berlin, den 28. April 1936 | Nr. 12 


Tag Inhalt: Seite 
24. 4. 36. Preußiſche Ausführungsverordnung zum Reichsmietengeſetn » >» nn er none 99 
24. 4. 36. Preußiſche Ausführungsverordnung zum Mieterſchutzgeſeee n 102 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 

Erlaſſe, Urkunden uſw. . „% JLJCudßTddßd TESTEN FRE RE EE 103 


(Nr. 14328.) Preußiſche Ausführungsverordnung zum Reichsmietengeſetz. Vom 24. April 1936. 1 


Auf Grund der SS 6 und 21 des Reichsmietengeſetzes in der Faſſung der Verordnung vom 
20. April 1936 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 378) und der SS 1, 4, 5 und 6 der Ausführungsverordnung 
des Reichs vom 20. April 1936 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 383) wird mit Zuſtimmung des Reichsminiſters 
der Juſtiz folgendes verordnet: 


8 1. 

Die Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes gelten nicht für Mietverhältniſſe über Wohnungen, 
deren Jahresfriedensmiete 

a) 1200 Mark und mehr in Berlin und Stettin 

b) 1000 „ 57 „ „ den Orten der Sonderklaſſe 

, ee 7% 7 DERART „ Ortsklaſſe A 

d) 600 nm 7 7 7 „ 1 7 77 B 

%. u C 

f) 350 7 7 LU „ „ 0 „ [2 D 
beträgt. Sie gelten ferner nicht für Mietverhältniffe über Geſchäftsräume, die Teile einer Wohnung 
bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen zugleich mit dieſen 
vermietet find, wenn die Jahresfriedensmiete für die Wohn- und Geſchäftsräume zuſammen die 
im Satz 1 bezeichneten Grenzen erreicht oder überſteigt. 

Die Regierungspräſidenten, der Staatskommiſſar für die Hauptſtadt Berlin und der Verbands⸗ 
präſident des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk können für beſtimmte Gemeinden oder be— 
beſtimmte Arten von Mieträumen die Grenzen ändern, ſie können anordnen, daß für beſtimmte 
Gemeinden oder für beſtimmte Arten von Mieträumen eine höhere als die geſetzliche Miete nicht neu 
vereinbart werden darf. Sie können dieſe Anordnungen wieder aufheben. Alle hiernach ergehenden 
Anordnungen bedürfen der Zuſtimmung des Arbeitsminiſters und des Reichsminiſters der Juſtiz. 

Die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu den im Abſ. 1 bezeichneten Ortsklaſſen beſtimmt ſich 
nach dem auf Grund des § 12 des Reichsbeſoldungsgeſetzes ausgeſtellten Ortsklaſſenverzeichniſſe. 


82. 

Der Mindeſtſatz der geſetzlichen Miete beträgt 110 v. H. der Friedensmiete (§ 1 der Aus- 
führungsverordnung des Reichs zum Reichsmietengeſetz vom 20. April 1936 — Reichgeſetzbl. I 
S. 383 —). ’ — 

8 8. N 


Der Vermieter iſt berechtigt, den Zuſchlag „der zur ſtaatlichen Grundvermögenſteuer 
zugunſten des Staates erhoben wird, in Höhe von 100 v. H. der ſtaatlichen Grundvermögenſteuer 
umzulegen. | 15 a 

In Gemeinden, in denen der Zuſchlag zur Grundvermögenſteuer mehr als 100 v. H. 
beträgt, iſt der Vermieter berechtigt, den 100 v. H. überſteigenden Betrag umzulegen. Gemeinden, 
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in denen an Stelle eines Zuſchlags zur ſtaatlichen Grundvermögenſteuer eine ſelbſtändige Grund⸗ 
ſteuer erhoben wird, haben den Satz dieſer Grundſteuer bekanntzugeben, der einem Zuſchlage 
von 100 v. H. zur ſtaatlichen Grundvermögenſteuer entſpricht. Soweit die ſelbſtändige Grund⸗ 
ſteuer dieſen Satz überſteigt, iſt ihre Umlage geſtattet. 0 

Wurden vor dem 1. Mai 1936 in einer Gemeinde Zuſchläge zur Grundvermögenſteuer 
als Abgeltung der Abgaben für Entwäſſerung und Fäkalienabfuhr, für Straßenreinigung oder 
Müll⸗ und Schlackenabfuhr erhoben, und war der Vermieter nach den bisherigen Vorſchriften 
(Verordnung über die Regelung der geſetzlichen Miete vom 4. Januar 1928 — Geſetzſamml. 
S. 3 —) zu einer Umlegung dieſer Zuſchläge nicht berechtigt, jo verbleibt es hierbei. 


8 4. 

Der Vermieter iſt berechtigt, das Waſſergeld umzulegen. Die Umlegung iſt erſt zuläſſig, 
wenn der Vermieter dem Mieter gegenüber vor der Fälligkeit des Mietzinſes eine entſprechende 
ſchriftliche Erklärung abgegeben hat. Macht er von dieſem Rechte Gerbauch, ſo vermindert ſich 
die geſetzliche Miete um 3 v. H. der Friedensmiete. 


S 5. 

Bei Räumen mit Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung iſt der Vermieter berechtigt, 
die Koſten der Heizſtoffe einſchließlich der Anfuhrkoſten nach Quadratmetern der beheizten Fläche 
umzulegen. Die Wahl anderer Maßſtäbe durch die Gemeinde iſt zuläſſig. Die Koſten der Be⸗ 
heizung gemeinſam benutzter Räume find auf die Rauminhaber zu verteilen. Der Vermieter iſt 
berechtigt, monatlich für die Heizſtoffe Vorſchüſſe in Höhe von e des Verbrauchs des Vorjahrs 
zu erheben. Sit der Verbrauch des Vorjahrs nicht zu ermitteln, jo ſind die vorausſichtlich ent- 
ſtehenden Koſten zugrunde zu legen. 

§ 6. 

Werden in einer Gemeinde nach dem 30. April 1936 Abgaben für Entwäſſerung und 
Fäkalienabfuhr, für Straßenreinigung oder Müll- und Schlackenabfuhr neu eingeführt, ſo iſt 
der Vermieter berechtigt, dieſe Abgaben umzulegen; werden derartige Abgaben nach dieſem Zeit⸗ 
punkt erhöht, ſo gilt das gleiche hinſichtlich der Erhöhung. Haben bei einer Neueinführung dieſer 
Abgaben die Vermieter die Aufwendungen für die gleichen Zwecke bisher ſelbſt getragen, ſo haben 
die im § 1 Abſ. 2 genannten Behörden für dieſe Aufwendungen einen Hundertſatz der Friedens⸗ 
miete feſtzuſetzen; um dieſen Hundertſatz vermindert ſich der umlagefähige Betrag. 

Sind Abgaben der im Abſ. 1 genannten Art vor dem 1. Mai 1936 neu eingeführt oder 
erhöht worden und iſt auf Grund der bisher geltenden Vorſchriften die geſetzliche Miete um einen 
von der Gemeinde feſtgeſetzten Hundertſatz der Friedensmiete erhöht worden, ſo verbleibt es hierbei. 
Iſt die Feſtſetzung eines Hundertſatzes bisher unterblieben, ſo gelten bis zum 30. September 1936 
die Verordnungen über die Betriebskoſten in der geſetzlichen Miete vom 14. April 1928 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 100) und 3. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 83). 


§ 7. 
Hat ein Mieter auf Grund lg licher oder ſtillſchweigender Vereinbarung die Schönheits- 
inſtandſetzungen in ſeinen Mieträumen (das Tapezieren und Anſtreichen oder Kalken der Wände 
und Decken, das Streichen der Fußböden und der Fenſter und das Streichen der Türen) über- 
nommen, ſo iſt er berechtigt, die geſetzliche Miete um 4 v. H. der Friedensmiete zu kürzen. In 
dieſem Falle iſt er verpflichtet, die Schönheitsinſtandſetzungen auf ſeine Koſten ausführen zu laſſen. 
Kommt er dieſer Pflicht nicht nach, ſo kann der Vermieter die Schönheitsinſtandſetzung ſelbſt 
ausführen laſſen und verlangen, daß der Mieter vom nächſten Zahlungstermin ab die volle geſetz⸗ 
liche Miete zahlt. Bei Streit hierüber entſcheidet das Mieteinigungsamt. Weitergehende Anſprüche 
des Vermieters bleiben unberührt. 
88. 


Hat der Vermieter die Ausführung notwendiger Inſtandſetzungsarbeiten unterlaſſen, ſo 
hat die Gemeinde die ſachgemäße Ausführung der Arbeiten durch geeignete Anordnungen zu ſichern. 
Vor 85 e ſind beide Vertragsteile zu hören. 
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Die Gemeinde kann namentlich anordnen, daß nach erfolgloſem Ablauf einer dem Vermieter 
geſetzten Friſt 

1. ein Mieter zur Vornahme notwendiger, beſtimmt bezeichneter Arbeiten berechtigt iſt und 
einen entſprechenden Betrag des Mietzinſes, der bei der jeweils fälligen Zahlung 18 v. H. 
der Friedensmiete nicht überſteigen darf, einbehalten kann, 

2. die Mieter einen Teil des Mietzinſes, der bei der jeweils fälligen Zahlung 18 v. H. der 
Friedensmiete nicht überſteigen darf, an eine von ihr zu bezeichnende Stelle abzuführen 
haben. Die Beträge können wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. Die Gemeinde 
hat dann die notwendigen Inſtandſetzungsarbeiten ausführen zu laſſen. Sobald die 
Koſten für die ausgeführten Arbeiten aus den abgeführten Mietbeträgen gedeckt ſind, 
hat die Gemeinde ihre Anordnung wieder aufzuheben. 

Soweit auf Grund einer nach Abſ. 1 oder Abſ. 2 ergangenen Anordnung der Gemeinde ein 
Betrag des Mietzinſes für Inſtandſetzungsarbeiten in Anſpruch genommen wird, erliſcht der 
Anſpruch des Vermieters. Dies gilt auch für den Fall der Abtretung, Verpfändung oder Beſchlag— 
nahme der Mietzinsforderung. 

Gegen eine Anordnung der Gemeinde findet die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde binnen 
zwei Wochen ſtatt. Dieſe entſcheidet endgültig. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. In 
der Anordnung iſt auf das Rechtsmittel hinzuweiſen. 


Sl 
Die Gemeinden können für Nebenleiſtungen der im § 2 Abſ. 1 Satz 2 des Reichsmieten— 
geſetzes genannten Art einen Hundertſatz allgemein beſtimmen. Soweit dies nach den bisherigen 
Porſchriften ($ 2 der Verordnung des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt über die Miet- 
zinsbildung vom 17. April 1924 — Geſetzſamml. S. 474 —) bereits geſchehen iſt, verbleibt es 
bei dieſer Feſtſetzung. 
§ 10. 
Wird auf Grund des § 2 Abſ. 4 des Reichsmietengeſetzes der ortsübliche Mietzins feſtgeſetzt, 
ſo iſt er durch Vergleich mit dem Mietzinſe zu ermitteln, der für die mit dem 1. Juli 1914 
beginnende Zeit in der Gemeinde für Räume gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbart war. 
Die Feſtſetzung lediglich auf Grund des abgeſchätzten Bauwerts vom 1. Juli 1914 oder auf Grund 
einer Abſchätzung ohne Rückſicht auf die für Räume gleicher Art und Lage vereinbarten Mieten 
oder die Aufſtellung von Durchſchnittspreiſen für das Quadratmeter benutzter Fläche iſt unzuläſſig. 


§ 11. 
In den Fällen der SS 3, 4 und 6 hat die Umlegung nach dem Verhältniſſe der Friedensmiete 
— bei Räumen mit Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung der reinen Friedensmiete (§ 2 
Abi. 1 Satz 4, 5 des Reichsmietengeſetzes) — zu erfolgen. Hierbei find auch Räume zu berück⸗ 
ſichtigen, für die nicht die geſetzliche Miete gezahlt wird oder die nicht vermietet ſind. 
§ 12. 
Die im § 1 Abſ. 2 genannten Behörden können eine Zuſatzmiete gemäß § 13 a Abſ. 3 des 
Reichsmietengeſetzes feſtſetzen. 
§ 13. 
Die in dieſer Verordnung den Gemeinden übertragenen Befugniſſe werden in Gemeinden 
unter 2000 Einwohnern von dem Landrat ausgeübt. 
b § 14. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1936 in Kraft. 


Berlin, den 24. April 1936. 
Der Reichs- und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: g 
Krohn. 
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(Nr. 14329.) Preußiſche Ausführungsverordnung zum Mieterſchutzgeſetz. Vom 24. April 1936. 


Auf Grund der SS 37, 38, 39, 42, 45, 46, 48, 52 Abſ. 1 des Mieterſchutzgeſetzes (Reichs- 
geſetzbl. 1928 1 S. 25, Reichsgeſetzbl. 1933 1 S. 235, Reichsgeſetzbl. 1936 1 S. 378) wird mit 
Zuſtimmung des Reichsminiſters der Juſtiz folgendes verordnet: 


Sulz 

Die Vorschriften des erſten Abſchnitts des Mieterſchutzgeſetzes gelten nicht für Mietverhältniſſe 
über Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete 

a) 1200 Mark und mehr in Berlin und Stettin 

b) 1000 „ 1 „ „ den Orten der Sonderklaſſe 

800 „, 1 5 I % J „ Ortsklaſſe A 

d) 600 „ [20 77 7 „ „ „ rn B 

0) 450 [2 „ 7 [2 „ 7 7 7 0 

1) 350 7 77 7 7 77 77 7 [2 D 
beträgt. Sie gelten ferner nicht für Mietverhältniſſe über Geſchäftsräume, die Teile einer Wohnung 
bilden oder wegen ihres wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit Wohnräumen zugleich mit dieſen 
vermietet ſind, wenn die Jahresfriedensmiete für die Wohn- und Geſchäftsräume zuſammen die 
im Satz 1 bezeichneten Grenzen erreicht oder überſteigt. 

Die Regierungspräſidenten, der Staatskommiſſar für die Hauptſtadt Berlin und der Ver⸗ 
bandspräſident des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk können für beſtimmte Gemeinden oder 
beſtimmte Arten von Mieträumen die Grenzen ändern. Sie können dieſe Anordnungen wieder 
aufheben. Alle hiernach ergehenden Anordnungen bedürfen der Zuſtimmung des Arbeitsminiſters 
und des Reichsminiſters der Juſtiz. 

Die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu den im Abſ. 1 bezeichneten Ortsklaſſen beſtimmt ſich 
nach dem auf Grund des § 12 des Reichsbeſoldungsgeſetzes aufgeſtellten Ortsklaſſenverzeichniſſe. 


8 2. 
Mieteinigungsämter ſind die Amtsgerichte. Soweit Mieteinigungsämter bei den Gemeinden 
beſtehen, verbleibt es zunächſt hierbei. 
§ 3. . 
Der Vorſitzende des Mieteinigungsamts kann Vorverhandlungen abhalten, insbeſondere 
einen Augenſchein einnehmen, und, falls nicht ein Vergleich zuſtande kommt, eine Entſcheidung 
treffen, wenn ſie ſofort erfolgen kann und die Beteiligten es beantragen. 


SA. 

Für das Verfahren vor dem Amtsgerichte gelten außer der Vorſchrift im § 29 der Anordnung 
über das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle (Reichsgeſetzbl. 1923 I 
S. 889, Reichsgeſetzbl. 1932 IT S. 166, 170) folgende weitere Vorſchriften: 

1. Das Gericht kann den Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle mit der Abhaltung von Vor⸗ 
verhandlungen, insbeſondere der Einnahme eines Augenſcheins beauftragen. 

2. Aus Vergleichen, die in einem vor dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle ſtattfindenden 
Verfahren geſchloſſen ſind, findet die gerichtliche Zwangsvollſtreckung ſtatt. 


SD: 
Die Rechtsbeſchwerde gegen die Entſcheidungen der Mieteinigungsämter geht an die Zivil⸗ 
kammer des Landgerichts, in deſſen Bezirke das Mieteinigungsamt ſeinen Sitz hat. 


§ 6. 

Will das Beſchwerdegericht bei der Entſcheidung einer Rechtsfrage von der ihm bekannten 
Entſcheidung eines anderen Landgerichts in Preußen oder, falls über die Rechtsfrage bereits eine 
Entſcheidung des Kammergerichts ergangen iſt, von dieſer abweichen, ſo hat es die Sache dem 
Kammergericht unter begründeter Darſtellung der eigenen Rechtsanſicht zur Vorabentſcheidung über 
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die Rechtsfrage (Rechtsentſcheid) vorzulegen. Das gleiche kann geſchehen, wenn es ſich um eine 
vom Kammergericht noch nicht entſchiedene Rechtsfrage von grundſätzlicher Bedeutung handelt. 
Der Rechtsentſcheid des Kammergerichts iſt in der Sache verbindlich. 


Für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle werden Gebühren 
erhoben. N 

Das Mieteinigungsamt ſetzt die Höhe der Gebühren nach freiem Ermeſſen unter Berückſich⸗ 
tigung des Umfanges der Sache und ihrer Bedeutung für die Beteiligten feſt. Auf die Gebühren 
in dem Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle ſind die für die Berufungsinſtanz geltenden Vorſchriften 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes in ſeiner jeweiligen Faſſung entſprechend anzuwenden. 

Der Geſamtbetrag der Gebühren darf das Dreifache, im Verfahren vor der Beſchwerdeſtelle 
das Fünffache der vollen Gebühr des § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes nicht überſteigen. 
Der Berechnung darf kein höherer Wert zugrunde gelegt werden als der Jahresbetrag der geſetz⸗ 
lichen Miete (§ 1 des Reichsmietengeſetzes). Der jährliche Betrag tft auf Grund des Monats— 
betrags der geſetzlichen Miete zu ermitteln, der für den der Entſcheidung des Mieteinigungsamts 
oder der Beſchwerdeſtelle vorhergehenden Monat Geltung hatte. 


8 8. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1936 in Kraft. 
Berlin, den 24. April 1986. 11 5 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 


Krohn. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Dezember 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zu Reichszwecken 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 2 S. 3, ausgegeben am 11. Januar 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Februar 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Schleswig zum Erwerb 
von Parzellen der Gemarkungen Kloſterhof und Moldenit für die Anlage eines Schieß⸗ 


ſtandes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 10 S. 51, ausgegeben am 7. März 1936; 


0 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Februar 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Fulda zur Anlegung einer Zu⸗ 
fahrtſtraße zur neuen Kaſerne ſowie eines Erſatzwegs für die angrenzenden landwirt— 
schaftlichen Grundſtücke nördlich der Haimbacher Straße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 11 S. 43, ausgegeben am 14. März 1936; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. März 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die J. G. Farbeninduſtrie, A.-G. in Frank⸗ 
furt a. M., zum Erwerb von Grundeigentum zum Bau einer chemiſchen Fabrik bei 
Schkopau und eines Waſſerwerkes an der Saale 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 11 S. 31, ausgegeben am 14. März 1936; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. März 1936 | 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Norden zum Bau einer Zu⸗ 
wegung von dem Siedlungsgelände der Gemeinde Neſſe nach der Kreisſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 13 S. 38, ausgegeben am 28. März 1936; 


eb „ oktehn 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. März 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
in Düſſeldorf zur Verbeſſerung und zum Ausbau der Reichsſtraße Auchel —Müllerheide 
km 3,9 bis 5,916 

durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 13, ausgegeben am 28. März 1936; 


6. 


= 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. März 1936 

über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Land Preußen (Landwirtſchaftliche 
Verwaltung) zum Erwerb der im Rahmen des Urbarmachungs⸗ und Beſiedlungswerkes 
in den Emſiſchen Mooren in den Kreiſen Aſchendorf⸗Hümmling, Meppen, Lingen und 
Grafſchaft Bentheim (Reg. Bez. Osnabrück) ſowie im Kreiſe Leer (Reg.-Bez. Aurich) er⸗ 
forderlichen Grundſtücke, die zur Beſchaffung von Verkehrswegen und Entwäſſerungs⸗ 
anlagen notwendig ſind, oder die mit den vom Staate angekauften oder noch anzukaufenden 
oder mit den enteigneten oder noch zu enteignenden Odlandflächen im Gemenge liegen, 
oder deren Erwerb wegen ihrer Form und Lage zum Siedlungsgebiet zweckmäßig iſt 

durch die Amtsblätter der Regierung in Aurich Nr. 15 S. 44, ausgegeben am 11. April 1936, 

und der Regierung in Osnabrück Nr. 14 S. 53, ausgegeben am 4. April 1936; 


D 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. März 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunſchweigiſchen Kohlen⸗Bergwerke 
Helmſtedt zum Bau einer 50 000 Volt⸗Doppelfreileitung vom Kraftwerk Harbke zum 
Schwelwerk Offleben 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 14 S. 66, ausgegeben am 4. April 1936; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. April 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunkohle-Benzin Aktiengeſellſchaft in 
Berlin für den Bau ihres Werkes Ruhland in der Gemarkung Naundorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt .O O. Nr. 16 S. 97, ausgegeben am 18. April 1936. 
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